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            Vater des „Gottesteilchens“ Peter Higgs ist tot
         
      

      
         
         
            Der britische Physiker und Vater des „Gottesteilchens“ Peter Higgs ist gestern im Alter von 94 Jahren gestorben. Das teilte die schottische Universität Edinburgh heute mit. An der Hochschule hatte er den Großteil seiner Karriere verbracht. Mit seiner Theorie zur Masse von Elementarteilchen wurde der Engländer weltberühmt.
Die Entdeckung des Higgs-Bosons – auch „Gottesteilchen“ genannt – am Forschungszentrum CERN in der Schweiz katapultierte den Theoretiker in die Hall of Fame der Physik. Gemeinsam mit dem Belgier Francois Englert wurde Higgs 2013 für die Vorhersage des Masseteilchens mit dem Nobelpreis ausgezeichnet.
„Peter Higgs war ein bemerkenswerter Mensch – ein wirklich begabter Wissenschaftler, dessen Vision und Vorstellungskraft unser Wissen über die Welt, die uns umgibt, bereichert haben“, sagte der Vizekanzler der Universität Edinburgh, Peter Mathieson. „Seine Pionierarbeit hat Tausende von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern motiviert, und sein Vermächtnis wird noch viele weitere Generationen inspirieren.“
Öffentlichkeitsscheu und bescheiden
Obwohl die beiden theoretischen Physiker Mitte der 1960er Jahre etwa zeitgleich auf die Massetheorie gekommen waren, setzte sich Higgs als Namensgeber durch und nicht Englert – was dem öffentlichkeitsscheuen und bescheidenen Physiker eher unangenehm war. Er war der Ansicht, dass er mehr Ruhm bekomme, als ihm zustand. Die Entwicklung der These und die Entdeckung der Teilchen sei eine Gruppenleistung gewesen.
„Ich dachte nicht, dass es Zeit meines Lebens noch passiert“, sagte Higgs dem Fachblatt „New Scientist“ mit Blick auf die Bestätigung seiner Theorie. Die Lage habe sich aber geändert, als die großen Teilchenbeschleuniger gebaut wurden. Den Namen „Gottesteilchen“ für seine Entdeckung lehnte der Atheist ab.
Higgs wurde am 29. Mai 1929 in Newcastle upon Tyne im Nordosten Englands als Sohn eines Toningenieurs geboren. Als Kind litt er unter Asthma und wurde anfangs von seiner Mutter unterrichtet. Neben seiner wissenschaftlichen Laufbahn engagierte er sich auch politisch.
Bis zu seinem Tod stand der Wissenschaftler bei Kolleginnen und Kollegen sowie Medien hoch im Kurs. Mit der Zeit gab Higgs immer seltener Interviews, beschäftigte sich lieber mit Musik, Filmen und Büchern und vor allem mit seiner Familie, wie eine Sprecherin der Uni Edinburgh einmal sagte.
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            Vater des „Gottesteilchens“ Peter Higgs ist tot
         
      

      
         
         
            Der britische Physiker und Vater des „Gottesteilchens“ Peter Higgs ist gestern im Alter von 94 Jahren gestorben. Das teilte die schottische Universität Edinburgh heute mit. An der Hochschule hatte er den Großteil seiner Karriere verbracht. Mit seiner Theorie zur Masse von Elementarteilchen wurde der Engländer weltberühmt.
Die Entdeckung des Higgs-Bosons – auch „Gottesteilchen“ genannt – am Forschungszentrum CERN in der Schweiz katapultierte den Theoretiker in die Hall of Fame der Physik. Gemeinsam mit dem Belgier Francois Englert wurde Higgs 2013 für die Vorhersage des Masseteilchens mit dem Nobelpreis ausgezeichnet.
„Peter Higgs war ein bemerkenswerter Mensch – ein wirklich begabter Wissenschaftler, dessen Vision und Vorstellungskraft unser Wissen über die Welt, die uns umgibt, bereichert haben“, sagte der Vizekanzler der Universität Edinburgh, Peter Mathieson. „Seine Pionierarbeit hat Tausende von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern motiviert, und sein Vermächtnis wird noch viele weitere Generationen inspirieren.“
Öffentlichkeitsscheu und bescheiden
Obwohl die beiden theoretischen Physiker Mitte der 1960er Jahre etwa zeitgleich auf die Massetheorie gekommen waren, setzte sich Higgs als Namensgeber durch und nicht Englert – was dem öffentlichkeitsscheuen und bescheidenen Physiker eher unangenehm war. Er war der Ansicht, dass er mehr Ruhm bekomme, als ihm zustand. Die Entwicklung der These und die Entdeckung der Teilchen sei eine Gruppenleistung gewesen.
„Ich dachte nicht, dass es Zeit meines Lebens noch passiert“, sagte Higgs dem Fachblatt „New Scientist“ mit Blick auf die Bestätigung seiner Theorie. Die Lage habe sich aber geändert, als die großen Teilchenbeschleuniger gebaut wurden. Den Namen „Gottesteilchen“ für seine Entdeckung lehnte der Atheist ab.
Higgs wurde am 29. Mai 1929 in Newcastle upon Tyne im Nordosten Englands als Sohn eines Toningenieurs geboren. Als Kind litt er unter Asthma und wurde anfangs von seiner Mutter unterrichtet. Neben seiner wissenschaftlichen Laufbahn engagierte er sich auch politisch.
Bis zu seinem Tod stand der Wissenschaftler bei Kolleginnen und Kollegen sowie Medien hoch im Kurs. Mit der Zeit gab Higgs immer seltener Interviews, beschäftigte sich lieber mit Musik, Filmen und Büchern und vor allem mit seiner Familie, wie eine Sprecherin der Uni Edinburgh einmal sagte.
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            Nach Sturm auf Botschaft: Mexiko will Ecuador vor IGH klagen
         
      

      
         
         
            Nach der Erstürmung der mexikanischen Botschaft in Quito durch die ecuadorianische Polizei bereitet Mexikos Regierung eine Klage gegen Ecuador vor dem Internationalen Gerichtshof (IGH) vor.
„Das war nicht nur ein Angriff auf unsere Souveränität, sondern auch auf das Völkerrecht“, sagte Präsident Andres Manuel Lopez Obrador heute bei seiner täglichen Pressekonferenz. Derzeit würden die Unterlagen vorbereitet, um Ecuador vor dem Gericht in Den Haag zu belangen.
Lopez Obrador zeigte zudem Aufnahmen des Polizeizugriffs aus dem Inneren der mexikanischen Botschaft. Auf dem von einer Überwachungskamera aufgenommen Video war zu sehen, wie ein Diplomat von bewaffneten Polizisten überwältigt wird und rund zehn Beamte den früheren ecuadorianischen Vizepräsidenten Jorge Glas aus dem Gebäude schleppen. Der wegen Korruption verurteilte Ex-Vizepräsident hatte zuvor Mexiko um Asyl gebeten.
Zahlreiche Länder und Organisationen verurteilten das Vorgehen der Südamerikaner als eine klare Verletzung der Wiener Konvention über diplomatische Beziehungen. Darin wird die Unverletzlichkeit von Botschaftsgebäuden garantiert. Lopez Obrador kritisierte allerdings die USA und Kanada, die Erstürmung der Botschaft nicht scharf genug verurteilt zu haben.
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            1.500 Gefangene in Bahrain begnadigt
         
      

      
         
         
            In der Golf-Monarchie Bahrain sind zum Ende des muslimischen Fastenmonats Ramadan und in der größten Amnestie seit Jahren mehr als 1.500 Gefangene begnadigt worden. König Hamad bin Issa Al Chalifa kündigte den Schritt gestern an, wie die Staatsagentur BNA berichtete. In der Nacht auf heute machten Videos in sozialen Netzwerken die Runde von Begnadigten, die von Angehörigen und Freunden feiernd in Empfang genommen werden.
Der Erlass spiegle das Bestreben des Königs wider, „den Zusammenhalt und die Stabilität der bahrainischen Gesellschaft aufrechtzuerhalten und gleichzeitig ihr soziales Gefüge zu schützen“, hieß es laut BNA in einer Erklärung. Darunter waren nach offizieller Mitteilung Gefangene, die wegen „Unruhen“ und in „Kriminalfällen“ verurteilt worden waren.
Unter den Freigelassenen war auch der prominente Menschenrechtsaktivist Nadschi Fatil. Er sei elf Jahre lang zu Unrecht inhaftiert gewesen, schrieb Rechtsexperte Sajid al-Wadai von der britischen Organisation BIRD, die sich für Menschenrechte in Bahrain einsetzt. Wadai sprach von „bittersüßen“ Freilassungen angesichts „Hunderter politischer Gefangener, die noch hinter Gittern und in Todestrakten sitzen“.
Im Frühjahr 2011 hatten Zehntausende Bürger in Bahrain mehrere Wochen lang für mehr Demokratie demonstriert. Das sunnitische Herrscherhaus ließ die Massenproteste der vor allem schiitischen Demonstranten mit Gewalt und mit Hilfe von Sicherheitskräften der Golf-Nachbarn niederschlagen.

         

         
            red, ORF.at/Agenturen




            


            



         

      

   

   
      Meldung schließen
   







   
      
         
            Islands Außenminister Benediktsson übernimmt Regierung
         
      

      
         
         
            Islands Außenminister Bjarni Benediktsson wird neuer Ministerpräsident des Landes. Das teilte Benediktsson heute selbst auf einer Pressekonferenz mit, die im isländischen Fernsehen übertragen wurde. Die amtierende Regierungschefin Katrin Jakobsdottir hatte am Freitag ihren Rücktritt angekündigt.
Benediktsson kommt von der konservativen Unabhängigkeitspartei. In Jakobsdottirs vorherigem Kabinett war er Finanzminister. Benediktsson war aber auch schon einmal Ministerpräsident – von Jänner bis November 2017, direkt vor Jakobsdottirs Antritt.
Rochade in der Regierung
Benediktssons Regierung war damals an einem Skandal zerbrochen. Sein Vater hatte sich dafür ausgesprochen, das Strafregister eines Mannes zu löschen, der wegen sexuellen Missbrauchs einer Minderjährigen verurteilt worden war. Jakobdottirs Rücktritt zieht eine Rochade in der isländischen Koalitionsregierung nach sich.
Benediktssons Parteikollegin und jetzige Finanzministerin Thordis Kolbrun Reykfjörd Gylfadottir übernimmt das Außenministerium, ihr Nachfolger wird Sigurdur Ingi Johannsson von der Fortschrittspartei. Die neue Regierung soll ihre Arbeit nach einer Sitzung des isländischen Staatsrates heute Abend aufnehmen.
Jakobsdottir bewirbt sich als Präsidentin
Jakobsdottir war seit 2017 Ministerpräsidentin des 400.000 Einwohnerinnen und Einwohner zählenden Landes. Die Politikerin der Links-Grünen Bewegung hatte ihren Rücktritt damit begründet, dass sie für den Posten der Präsidentin kandidieren wolle.
Der amtierende isländische Präsident Gudni Th. Johannesson will sich nicht zur Wiederwahl stellen. Die Präsidentschaftswahl findet voraussichtlich am 1. Juni statt. Die Rolle des isländischen Präsidenten ist weitgehend zeremoniell.
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            Simon Harris wird neuer Premier von Irland
         
      

      
         
         
            Simon Harris wird neuer Regierungschef von Irland. Das Parlament in Dublin wählte den 37-Jährigen heute zum Nachfolger von Leo Varadkar. Der irische Premierminister war überraschend zurückgetreten.
Harris, der bisher Hochschulminister war, wurde mit 88 zu 69 Stimmen gewählt. Er wird nun der jüngste Premierminister seines Landes. Er muss noch offiziell vom Präsidenten Irlands ernannt werden.
Einziger Bewerber
Harris – geboren im Oktober 1986 – hatte bereits mehrere Kabinettsposten inne. Für seine Politik nutzt er auch Plattformen wie Instagram und TikTok. Vor zwei Wochen hatte er als einziger Bewerber den Posten des Parteichefs der liberalkonservativen Regierungspartei Fine Gael übernommen. Die Koalitionspartner – die ebenfalls liberalkonservative Partei Fianna Fail sowie die Grünen – unterstützen seine Wahl zum Regierungschef.
   
      
      [image: Simon Harris nach seiner Wahl zum neuen Regierungschef von Irland im Parlament in Dublin]
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Die linksgerichtete Oppositionspartei Sinn Fein forderte dagegen Neuwahlen. Harris werde bereits der dritte Premier innerhalb einer Legislaturperiode sein, hatte der Abgeordnete Pearse Doherty kritisiert. Irland mit seinen gut 5,1 Millionen Einwohnern muss spätestens im Frühling 2025 ein neues Parlament wählen.
Varadkar lobt Harris
Varadkars Regierung hatte zuletzt Niederlagen bei zwei Volksabstimmungen erlitten: Sie wollte zwei Stellen in der Verfassung zum Familienbegriff und zur Rolle der Frau im Haushalt modernisieren, bekam dafür aber keine Mehrheit. Varadkar wurden zudem Fehler in der Sozial- und Wohnungspolitik vorgeworfen.
Varadkar lobte kurz vor dessen Wahl im Parlament seinen Nachfolger. Er habe immer gewusst, dass Harris eines Tages Taoiseach werden würde, wie das Amt des Regierungschefs auf Irisch heißt. „Wir sind ein kleines Schiff auf einem riesigen, unruhigen Ozean, und wir brauchen gute Leute an Bord“, sagte Varadkar.
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            Kinder können aus Sicht des deutschen Verfassungsgerichts mehr als zwei rechtlich verantwortliche Elternteile haben. Das deutsche Grundgesetz gebe nicht im Detail vor, welche Personen Träger des Elterngrundrechts und Inhaber der Elternverantwortung seien, das gab der Präsident des deutschen Verfassungsgerichts, Stephan Harbarth, heute in Karlsruhe bekannt.
Geklagt hatte der unbestritten leibliche Vater eines heute dreijährigen Sohnes, um auch rechtlich in der Rolle anerkannt zu werden. Als rechtlichen Vater hatte die Mutter des Kindes jedoch einige Monate nach der Geburt ihren neuen Lebensgefährten eintragen lassen.
Leiblicher Vater kann rechtlicher Vater werden
Laut Gericht garantiert das Grundgesetz einem leiblichen Vater die Möglichkeit, auch rechtlicher Vater seines Kindes zu werden, wie heute vonseiten des Verfassungsgerichts erklärt wurde. Der Gesetzgeber könne daher gestalten, welche Menschen als rechtliche Eltern eines Kindes gelten – wer also Elternverantwortung für die Kinder erhält und ausübt.
Da sowohl rechtliche Eltern als auch leibliche Eltern Träger des Elterngrundrechts seien, könne es etwa Konstellationen geben aus einer Mutter, einem leiblichen und einem rechtlichen Vater. Das höchste deutsche Gericht stärkte mit seinem Urteil die Rechte leiblicher Väter und betonte, dabei auch das Wohl der Kinder im Blick zu haben. Der Gesetzgeber muss eine Neuregelung schaffen, hieß es vonseiten des Gerichts. Der deutsche Justizminister Marco Buschmann (FDP) hatte das schon angekündigt.
Nicht zwingend anwendbar bei künstlicher Befruchtung
Das Gericht betonte, Eltern im Sinne des Grundgesetzes seien die „im herkömmlichen Sinn leiblichen Eltern des Kindes“. Gemeint sind damit nach Definition der Richterinnen und Richter „der Mann und die Frau, die das Kind durch Geschlechtsverkehr mit ihren Keimzellen gezeugt haben, wenn diese Frau anschließend das Kind geboren hat“. Das Urteil bezieht sich also nicht zwingend auf genetische Eltern etwa im Fall einer künstlichen Befruchtung.
Wer Elternteil im Sinne des Grundgesetzes ist, muss laut der Entscheidung grundsätzlich die Möglichkeit haben, rechtlich Verantwortung für sein Kind zu übernehmen. Es sei verfassungsrechtlich zulässig, fachrechtlich eine rechtliche Vaterschaft von mehr als einem Vater auszuschließen. In diesem Fall müsse dem leiblichen Vater aber ein hinreichend effektives Verfahren zur Verfügung stehen, rechtlicher Vater werden zu können. Dem trage die bisherige Rechtslage nicht Rechnung, befand das Gericht.

         

         
            red, ORF.at/Agenturen




            


            



         

      

   

   
      Meldung schließen
   







   
      
         
            Schweizer Präsidentin: Bei Angriff ist Neutralität hinfällig
         
      

      
         
         
            Die Schweiz will sich im Fall eines russischen Angriffs gemeinsam mit ihren europäischen NATO-Partnern gegen den Aggressor wehren. Das machte die Schweizer Bundespräsidentin und Verteidigungsministerin Viola Amherd heute in Wien klar. Zwar gebe es bei der Luftabwehrinitiative European Sky Shield einen Neutralitätsvorbehalt. „Sollte es einen Angriff auf die Schweiz geben, dann ist die Situation anders, dann fällt die Neutralität dahin.“
In einem solchen Fall könne die Schweiz dann „mit Partnern unsere Verteidigung organisieren“, fügte die christdemokratische Politikerin hinzu. Wie bei jedem Waffensystem hoffe man, dass der Abwehrschirm „nicht zum Einsatz kommt“. Die Kooperation würde der Schweiz aber im Verteidigungsfall helfen, argumentierte Amherd bei einem gemeinsamen Pressegespräch mit Bundespräsident Alexander Van der Bellen in der Hofburg.
Die beiden neutralen Länder beteiligen sich an der im Vorjahr vom NATO-Staat Deutschland ins Leben gerufenen Initiative, bei der es insbesondere um gemeinsame Beschaffung, Schulungen und Informationsaustausch geht, etwa durch Radardaten. Van der Bellen äußerte ebenfalls klare Unterstützung für die Sky-Shield-Initiative. Die Beschaffung von Raketenabwehrsystemen sei „sehr teuer“ und „für kleine Staaten zu teuer, um es allein zu machen“, betonte er.
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            Kiew: Russen erschossen mehr als 50 Kriegsgefangene
         
      

      
         
         
            Der ukrainischen Staatsanwaltschaft sind nach eigenen Angaben 54 Fälle bekannt, in denen russische Soldaten ukrainische Kriegsgefangene erschossen haben sollen. Dazu seien insgesamt 27 Strafverfahren eingeleitet worden, sagte der für Kriegsverbrechen zuständige Abteilungsleiter der Staatsanwaltschaft laut einer Mitteilung auf Telegram heute. Der jüngste Fall gehe auf ein am Sonntag bekanntgewordenes Video aus der Ortschaft Krynky im südukrainischen Gebiet Cherson zurück.
Im März 2022 sei die erste Erschießung eines ukrainischen Kriegsgefangenen registriert worden. Zu einem Erschießungsfall im nordukrainischen Gebiet Tschernihiw gebe es bereits ein Gerichtsurteil über einen russischen Soldaten. In den meisten Fällen werden die Ermittlungen aber dadurch erschwert, dass die ukrainischen Ermittler keinen Zugang zum Ort oder der Leiche haben.
Die Ukraine wehrt seit über zwei Jahren eine russische Invasion ab. Die Vereinten Nationen haben allein von Anfang Dezember vorigen Jahres bis Ende Februar Berichte über zwölf Vorfälle erhalten, in denen mindestens 32 ukrainische Kriegsgefangene erschossen wurden. Drei Fälle konnten die UNO-Beobachter verifizieren. 2022 und Anfang 2023 sei aber auch die Erschießung von 25 russischen Kriegsgefangenen durch ukrainische Soldaten dokumentiert worden.
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            Behörden melden mehrere Tote nach russischen Angriffen
         
      

      
         
         
            Bei russischen Raketen- und Bombenangriffen in der Ukraine sind mehrere Menschen getötet oder verletzt worden. In Poltawa im Zentrum des Landes gab es durch einen Raketenangriff in der Nacht auf heute Behördenangaben zufolge mindestens ein Todesopfer und zwölf Verletzte, ein zweistöckiges Wohnhaus wurde dabei beschädigt.
Im nordukrainischen Gebiet Sumy wurde heute ein Mensch bei russischen Luftangriffen getötet und mindestens sechs verletzt. Zudem wurde eine Person im Gebiet Donezk getötet, fünf weitere wurden verwundet. Weitere mindestens vier Verletzte gab es in den Gebieten Charkiw und Cherson. Bei den russischen Angriffen wurden Dutzende Wohnhäuser beschädigt oder zerstört.
Die Zahl der Opfer nach russischen Raketenangriffen im südostukrainischen Gebiet Saporischschja stieg auf vier Tote und acht Verletzte, teilte Gouverneur Iwan Fedorow mit. Insgesamt seien 13 Ortschaften im südostukrainischen Gebiet angegriffen worden.
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            SPÖ-Expertenrat trat erstmals zusammen
         
      

      
         
         
            Der von SPÖ-Chef Andreas Babler ins Leben gerufene Expertenrat ist heute erstmals zusammengetreten. Im Haus der Musik trafen sich die Gruppenleiterinnen und -leiter der einzelnen Bereiche, um die ersten Ergebnisse mit Babler zu besprechen.
Konkrete Projekte will der SPÖ-Chef dann bei seiner „Herz-und-Hirn-Rede“ beim Bundesparteirat am 27. April präsentieren. Österreich stehe aktuell vor vielen Problemen, die zum Teil von der schwarz-grünen Bundesregierung mitverursacht worden seien, so Babler.
Auch in den kommenden Jahren würden große Herausforderungen warten. Vonnöten seien daher „dringend“ innovative Ideen, sagte Babler: „Wir brauchen inhaltliche Expertise und Fachkompetenz.“ Und diese soll von dem von ihm initiierten Expertenrat kommen.
24 Fachbereiche
Er sei stolz, dass diese Expertinnen und Experten, darunter auch internationale, „an unserer Seite stehen“, so Babler. Alle würden freiwillig und unentgeltlich mitarbeiten, wie betont wurde. Insgesamt brächten sie ihre inhaltliche Kompetenz in 24 Fachbereiche ein.
„Mit all diesen Ideen wollen wir ein besseres Österreich ermöglichen.“ Denn wann immer die SPÖ regiert habe, sei es dem Land besser gegangen. „Wir sind bereit, Verantwortung zu übernehmen“, sagte der SPÖ-Chef.
Babler: Probleme „von unten denken“
Man formuliere „kein neues Partei- und auch kein neues Wahlprogramm“ und bilde auch „kein Schattenkabinett“, formulierte Energiemanager Marc Hall, der den Expertenrat leitet.
Man wolle aber sachlich und wissenschaftlich fundierte Ideen und Problemlösungen liefern. Man habe von Babler die Vorgabe erhalten, die Probleme immer auch „von unten zu denken“.
Weitere Expertinnen und Experten sind die Ärztin Miriam Hufgard-Leitner, der frühere Spitzendiplomat Wolfgang Petritsch, IG-Milch-Gründer Ewald Grünzweil und der Unternehmer Hermann Arnold.

         

         
            red, ORF.at/Agenturen




            


            



         

      

   

   
      Meldung schließen
   








   
      
         
            13 Listen treten in Innsbruck an[image: ]
         
      

   








   
      
         
            CoV-Förderungen: 5,5 Mio. für Hygiene Austria und Palmers
         
      

      
         
         
            Der inzwischen insolvente Maskenhersteller Hygiene Austria und sein Mutterkonzern Palmers Textil haben während der Coronavirus-Pandemie mehrere Millionen Euro an Förderungen bezogen. Das geht aus einer parlamentarischen Anfrage der FPÖ an das ÖVP-Arbeits- und Wirtschaftsministerium von Martin Kocher hervor. Insgesamt beläuft sich das Fördervolumen auf rund 5,5 Mio. Euro.
Laut der Anfragebeantwortung entfiel der größte Teil der Förderungen auf den Konzern Palmers, der von Jänner 2020 bis Dezember 2023 AMS-Förderungen von insgesamt 5,2 Mio. Euro bezog. Davon seien 4,8 Mio. Euro auf die Kurzarbeitshilfe entfallen. Hinzu seien rund 185.000 Euro an Förderungen im Rahmen des Förderungsprogramms Investitionsprämie von der Austria Wirtschaftsservice GmbH (aws) gekommen, so das Ministerium.
„Made in Austria“ aus China
Für die Hygiene Austria gab es indessen Förderungen des Arbeitsmarktservice (AMS) in Höhe von knapp 98.000 Euro. Weitere rund 84.000 Euro seien aus dem aws-Förderungsprogramm als Investitionsprämie zugesagt gewesen, es sei jedoch keine Auszahlung mehr erfolgt, da ein Insolvenzverfahren eröffnet wurde. Im Jänner 2024 meldete Hygiene Austria Insolvenz an. Als Insolvenzursache wurden starke Umsatzeinbußen nach dem Auslaufen der CoV-Pandemie genannt.
Die Hygiene Austria wurde ursprünglich im März 2020 als Joint Venture von Lenzing und Palmers gegründet, mittlerweile ist Palmers Alleineigentümerin. 2021 und 2022 erregte das Unternehmen große Aufmerksamkeit, da es sich nach außen als Unternehmen mit Produkten „made in Austria“ präsentierte, später jedoch bekanntwurde, dass Schutzmasken aus China zugekauft wurden.
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            Innenminister Karner live im Studio
         
      

      
         
         
            Nach der Spionage-Affäre tagt am Abend der Nationale Sicherheitsrat. Unterdessen tauchen neue Details rund um die Spionage-Affäre auf. Dazu ist Innenminister Gerhard Karner (ÖVP) live im Studio.
Seniorinnen gewinnen Klima-Klage
Schweizer Seniorinnen haben ihre Klima-Klage gewonnen. Der Europäische Menschenrechtsgerichtshof hat die Schweiz wegen mangelnder Klimapolitik verurteilt. Experten sprechen von einem Präzedenzfall.
Folter in der Ukraine
Russische Soldaten haben ukrainische Zivilisten gefoltert. In einer neuen Dokumentation sprechen Betroffene über die erlittenen Qualen. Insgesamt sind mehr als 100 Folterungen in der Ukraine dokumentiert.
ZIB2 mit Armin Wolf, 22.00 Uhr, ORF2
Mail an die ZIB2
Textfassung: Zeit im Bild

         

         
            


            Dieser Beitrag begleitet die Sendung ZIB2, ORF2, 9. April 2024.
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            Studie: G-20-Gelder für Ausbau fossiler Brennstoffe im Ausland
         
      

      
         
         
            Die größten Volkswirtschaften der Welt haben den Ausbau fossiler Brennstoffe in armen Ländern weiterhin mit Milliarden von Dollar finanziert, trotz ihrer angekündigten CO2-Reduzierung im Zuge ihres Kampfes gegen die Klimakrise, wie eine neue gemeinsame Studie der NGOs Oil Change International (OCI) und Friends of the Earth US laut „Guardian“ von heute zeigt.
Nach Schätzungen der Studie hat die G-20 – ein informeller Verbund von führenden Industrie- und Schwellenländern – über die von ihr finanzierten multilateralen Entwicklungsbanken von 2020 bis 2022 142 Milliarden US-Dollar  (131 Mrd. Euro) in die Entwicklung fossiler Brennstoffe im Ausland gesteckt. Dem Bericht zufolge hat die G-20 im gleichen Dreijahreszeitraum insgesamt rund 104 Mrd. Dollar (96 Mrd. Euro) in die Entwicklung sauberer Energie im Ausland gesteckt, hieß es in dem Bericht.
„Hohes Tempo“ bei Finanzierung von Öl- und Gasprojekten
Kanada, Japan und Südkorea waren in den drei untersuchten Jahren die größten Geldgeber für fossile Brennstoffe im Ausland, so der „Guardian“ weiter. Die Förderung von Gas erhielt mehr unterstützende Finanzmittel als Kohle und Öl, so die Studie.
Die G-7, die Gruppe der sieben größten Volkswirtschaften, zu der Japan und Kanada zählen, hat sich allerdings 2022 verpflichtet, die Auslandsfinanzierung fossiler Brennstoffe einzustellen. Die Studie konzentrierte sich daher für jedes angegebene Land auf den Zeitraum vom Beginn des Geschäftsjahres 2020/21 bis zum Ende des Geschäftsjahres 2022/23, also auf den Zeitraum, in der die Verpflichtung schlagend geworden ist.
Doch während die Mittel für Kohle rapide zurückgegangen sind, lief die Finanzierung von Öl- und Gasprojekten in hohem Tempo weiter, schrieb der „Guardian“ weiter über die Studie.
Japan nutzt Lücke aus
Ein Teil des Geldes gehe an andere entwickelte Volkswirtschaften, darunter etwa Australien, aber der Großteil davon gehe an Entwicklungsländer. Allerdings erhielten reichere Länder immer noch mehr Finanzmittel als die ärmsten. Die Studienautoren stellten allerdings auch fest, dass Japan bis Mitte März 2024 weiterhin neue Investitionen in fossile Brennstoffe im Ausland getätigt hat. Das Land nutzte laut „Guardian“ dabei Lücken in Versprechen aus, die Finanzierung fossiler Brennstoffe zu beenden.
Die Weltbank stellte unterdessen im untersuchten Dreijahreszeitraum etwa 1,2 Milliarden Dollar (1,1 Mrd. Euro) pro Jahr für fossile Brennstoffe bereit, wovon etwa zwei Drittel in Gasprojekte flossen. Laut dem NGO-Bericht stellten die USA, Deutschland und Italien vor Ende 2022/23 jedes Jahr Milliarden an Fördermitteln für Projekte im Bereich fossiler Brennstoffe im Ausland bereit. In Großbritannien waren es durchschnittlich etwa 600 Mio. Dollar (553 Mio. Euro) pro Jahr.
Kanada stellte im selben Zeitraum durchschnittlich knapp elf Mrd. Dollar (zehn Mrd. Euro) pro Jahr bereit, während Südkorea zehn Mrd. Dollar (9,2 Mrd. Euro) und Japan etwa sieben Mrd. Dollar (6,5 Mrd. Euro) bereitstellte.
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            Windkraft: Ermittlungen gegen Unternehmen aus China
         
      

      
         
         
            Die EU-Kommission leitet Ermittlungen gegen chinesische Windkraftunternehmen ein. Die Behörde teilte heute mit, dass sie Hinweise habe, wonach bestimmte Windradhersteller von ausländischen Subventionen profitiert hätten, die ihnen einen unlauteren Vorteil gegenüber Konkurrenten verschafft hätten. Es steht der Vorwurf der Wettbewerbsverzerrung im Raum. Konkret geht es um Leistungen für Windparks in Spanien, Griechenland, Frankreich, Rumänien und Bulgarien.
Bei einer Rede in Princeton in den Vereinigten Staaten drängte EU-Wettbewerbskommissarin Margrethe Vestager am Nachmittag auf weitere Schritte. Es brauche mehr, als sich jeden Fall einzeln anzusehen. „Wir brauchen einen systematischen Ansatz. Und das müssen wir machen, bevor es zu spät ist“, so die dänische Spitzenpolitikerin. Es dürfe sich nicht wiederholen, was der Solarindustrie passiert sei.
Hintergrund ist, dass immer weniger Solarmodule in Europa hergestellt werden, auch weil China und die USA die Ansiedlung solcher Fabriken gezielt fördern. Es wird befürchtet, dass China durch seine Subventionen auch in anderen wichtigen Wirtschaftsbereichen wie Elektromobilität, Mikrochipproduktion und eben der Windenergie europäische Firmen aus dem Markt drängen könnte. Damit würde auch die Abhängigkeit Europas von Importen aus China steigen.
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            AUA-Gespräche auf morgen vertagt[image: ]
         
      

   









   
      
         
            REWE-Chef will längere Öffnungszeiten[image: ]
         
      

   








   
      
         
            Entgleister Chemiezug in Ohio: Über 600 Mio. Dollar Vergleich
         
      

      
         
         
            Das US-Frachtunternehmen, dessen Zug mit giftigen Chemikalien an Bord im vergangenen Jahr im US-Bundesstaat Ohio entgleiste, hat einem Vergleich in dreistelliger Millionenhöhe zugestimmt.
Die Norfolk Southern Corporation (NFSC) habe „eine grundsätzliche Einigung über 600 Mio. Dollar (rund 553 Mio. Euro)“ erzielt, um eine Sammelklage im Zusammenhang mit der Entgleisung in der Ortschaft East Palestine beizulegen, erklärte das Unternehmen heute.
Rund 40 Waggons entgleist
Das Gericht muss der Vereinbarung noch zustimmen. Der Zug mit 150 Waggons war am 3. Februar 2023 auf dem Weg von Madison im Bundesstaat Illinois nach Conway im Bundesstaat Pennsylvania verunglückt. Knapp 40 Waggons entgleisten.
Es brach ein riesiges Feuer aus, giftige Chemikalien gelangten in die Umwelt, darunter unter anderem die als krebserregend eingestufte Chemikalie Vinylchlorid. Tausende Menschen in der Gemeinde East Palestine mussten ihre Häuser vorübergehend verlassen.
NFSC sah keine Schuld
Bei dem Unglück kam niemand ums Leben. Anrainerinnen und Anrainer beschwerten sich jedoch im Anschluss über Gesundheitsprobleme und Probleme mit der Qualität des Trinkwassers.
NFSC gab in dem Vergleich keine Schuld zu, erklärte aber, dass die Gelder es den Menschen und Unternehmen an Ort und Stelle ermöglichen würden, „mögliche negative Auswirkungen der Entgleisung anzugehen“.
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            Tennis: Österreicherinnen schaffen Aufstieg im BJK-Cup[image: ]
         
      

   









   
      
         
            Ruderin Lobnig bangt nach Verletzung um Olympia[image: ]
         
      

   









   
      
         
            Champions League: Real hat offene Rechnung mit ManCity[image: ]
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            Italien: Vier Tote bei Explosion in Wasserkraftwerk
         
      

      
         
         
            Bei einer Explosion in einem Wasserkraftwerk an einem Stausee im Norden Italiens sind heute mindestens drei Arbeiter ums Leben gekommen. Drei Personen werden in der Anlage am Stausee von Suviana zwischen den Städten Bologna und Florenz nach Angaben der Behörden noch vermisst. Mindestens fünf Arbeiter erlitten Brandverletzungen. Behörden befürchteten, dass sich die Zahl der Todesopfer noch erhöhen könnte.
Nach ersten Erkenntnissen sei bei Arbeiten an einer Turbine in etwa 30 Meter Tiefe Feuer ausgebrochen, wodurch es dann zu der Explosion gekommen sei. Die Feuerwehr hatte wegen starker Rauchentwicklung große Mühe, in dem Kraftwerk an die Unglücksstelle zu gelangen.
Der Stausee liegt in einem Regionalpark des Apennins auf einer Höhe von knapp 500 Metern. Der Staudamm an sich wurde nicht in Mitleidenschaft an sich gezogen. Die Feuerwehr hatte wegen starker Rauchentwicklung große Mühe, in dem Kraftwerk an die Unglücksstelle zu gelangen.
Der Bürgermeister der nahe gelegenen Gemeinde Camougnano, Marco Masinara, berichtete von Arbeiten an den Turbinen und im Inneren des Gebäudes. Der Unfall habe sich unterhalb des Wasserspiegels ereignet. Infolge der Explosion sei auch Wasser in das Kraftwerk eingedrungen, hieß es.
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            Vergewaltigungsvorwurf: Vier Urlauber auf Mallorca in Haft
         
      

      
         
         
            Auf Mallorca ist erneut eine Frau mutmaßlich von mehreren Touristen vergewaltigt worden. Vier Urlauber aus Italien seien am Sonntag an der Playa de Palma als Verdächtige festgenommen worden, teilte die Polizei auf der spanischen Mittelmeer-Insel heute mit. Die Justiz habe für die vier Festgenommenen Untersuchungshaft angeordnet.
Laut Polizei lernte einer der Urlauber die junge Frau in einem Lokal in Palma kennen. Sie seien gemeinsam in die Ferienwohnung der Italiener an der Playa gegangen. Dort sei es zunächst zwischen den beiden zu einvernehmlichem Sex gekommen. Im Anschluss sollen die drei Freunde des Mannes die Frau vergewaltigt haben.
Das mutmaßliche Opfer – nach Medienberichten eine junge Brasilianerin – konnte der Mitteilung zufolge kurz danach am Sonntag in der Früh entkommen – und habe dabei die Ausweise der Urlauber mitgenommen. Nach einer Anzeige bei der Polizei wurden die vier Männer kurz vor ihrer Heimreise festgenommen.
Kein Einzelfall
Im vergangenen Jahr sorgten bereits Fälle von Gruppenvergewaltigungen auf Mallorca für Schlagzeilen. Vier Urlauber aus Deutschland sitzen derzeit noch in Untersuchungshaft in Palma, weil sie im Juli 2023 eine deutsche Urlauberin vergewaltigt haben sollen. Im August nahm die Polizei eine französischsprachige Urlaubergruppe fest, die sich in Magaluf an einer britischen Touristin vergangen haben sollen.
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            Hochwasser in Russland und Kasachstan: Keine Entwarnung
         
      

      
         
         
            Wegen Überschwemmungen in Russland und Kasachstan sind nach Behördenangaben in den beiden Nachbarländern bereits mehr als 90.000 Menschen in Sicherheit gebracht worden. „Seit dem Beginn der Überschwemmungen wurden 86.000 Personen gerettet und evakuiert, darunter 29.000 Kinder“, teilte das kasachische Katastrophenschutzministerium heute mit. Die Evakuierungseinsätze fanden im Westen und Norden des riesigen zentralasiatischen Landes statt.
   
      
      [image: Hochwasser-Rettungseinsätze]
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Die russischen Behörden sprachen von 6.500 in Sicherheit gebrachten Menschen sowie 10.550 überschwemmten Häusern in den Regionen Ural und Sibirien. In Kasachstan standen den örtlichen Behörden zufolge mehr als 3.700 Behausungen unter Wasser, und der Wasserpegel stieg weiter.
Der kasachische Staatschef Kassym-Schomart Tokajew wirft den örtlichen Behörden vor, keine ausreichenden Vorkehrungen für das Hochwasser getroffen zu haben. Er sprach vergangene Woche von der „mit Blick auf Ausmaß und Konsequenzen vielleicht größten Naturkatastrophe der vergangenen 80 Jahre“.
An den Rettungseinsätzen in Kasachstan sind mittlerweile 23.000 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Ministerien für Katastrophenschutz, Inneres und Verteidigung sowie der Geheimdienste beteiligt. Außerdem sind Tausende zivile Freiwillige im Einsatz.
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            Steirerin ließ sich für Witwenpension zwölfmal scheiden[image: ]
         
      

   









   
      
         
            Cobra-Scharfschützen schießen auf Stromleitung[image: ]
         
      

   









   
      
         
            Bis zu 60 Zentimeter Neuschnee in Tirol erwartet[image: ]
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            Italien: Blasphemievorwurf gegen Chipswerbung
         
      

      
         
         
            In Italien sorgt eine Werbung für Amica Chips für Aufregung und Blasphemievorwürfe. Die Werbung empört die Vereinigung katholischer Fernsehzuschauer (AIART), wie der „Guardian“ heute berichtete. Die Vereinigung bezichtigte einen Amica-Chips-TV-Spot, in dem Nonnen beim Empfang der heiligen Kommunion Chips statt Hostien zu sich nehmen, der Blasphemie.
Amica Chips gilt in Italien als eine der Topchipsmarken. In dem rund 30 Sekunden dauernden Spot, der in einem Kloster spielt, bereiten sich Nonnen auf den Empfang der Heiligen Kommunion vor.
Agentur: Starke britische Ironie
Im Hintergrund erklingt ein Ave-Maria, die Nonnen marschieren zum Altar, um vom Priester eigentlich die Hostie zu empfangen, beschrieb der „Guardian“ die Werbung. Die erste Nonne tritt vor den Priester, um die Eucharistie zu empfangen. Als sie ein knackig-knirschendes Geräusch hört, reißt sie die Augen auf. Die Mutter Oberin sitzt im Verborgenen mit einer Tüte Chips. Der Spot endet damit, dass die Mutter Oberin das Chipspaket aufisst.

   
    
   
      
         Amica Chips Spot 2024 | Agenzia: Lorenzo Marini Group | Cdp: Filmgood
      
      von Filmgood
   






Der Werbespot wird auf italienischen Privatsendern ausgestrahlt, darunter auch Mediaset. Lorenzo Marini Group, das Unternehmen, das den Werbespot erstellt hat, sagte, die Kampagne sei auf einen jüngeren Markt ausgerichtet und „mit einer starken britischen Ironie“ ausgestattet und solle „die unwiderstehliche Knusprigkeit von Amica Chips“ auf bewusst übertriebene und provokante Weise zum Ausdruck bringen.
Katholische Zeitung: Christus auf Kartoffelchip reduziert
AIART forderte nun die  „sofortige Aussetzung“ der Werbung. Giovanni Baggio, der Präsident des Verbandes, warf dem Unternehmen vor, zu „Blasphemie“ zu greifen, um den Umsatz zu steigern. Der Werbespot „beleidigt die Sensibilität von Millionen praktizierenden Katholiken“ und sei „empörend“, weil er „den Vergleich zwischen dem Kartoffelchip und der Hostie, die geweiht ist, trivialisiert“.
Der TV-Spot wurde auch von der katholischen Zeitung „Avvenire“ kritisiert, wie der „Guardian“ schrieb. Die Zeitung eröffnete  einen Leitartikel mit den Worten, „Christus wurde auf einen Kartoffelchip reduziert“. Er sei damit entwürdigt und verunglimpft worden wie vor zweitausend Jahren.

         

         
            baue, ORF.at




            


            



         

      

   

   
      Meldung schließen
   








   
      
         
            Kritik an Vatikan-Erklärung zu „Gendertheorie“[image: ]
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            Concordia-Preise an Rohrer, Schmidt und Kampl
         
      

      
         
         
            Die Concordia-Preise für außerordentliche publizistische Leistungen gehen heuer an die „Standard“-Journalistin Colette M. Schmidt (Kategorie Pressefreiheit) und ORF-Journalistin Nicole Kampl (Kategorie Menschenrechte). Sie sind mit je 5.000 Euro dotiert. Anneliese Rohrer erhält den Ehrenpreis für ihr Lebenswerk, teilte der Presseclub Concordia heute mit.
Schmidt wurde von der Jury unter dem Vorsitz von Heide Schmidt „beharrliche und couragierte Berichterstattung über Angriffe auf Journalistinnen und Journalisten und die Bedrohung der Pressefreiheit bei Demonstrationen“ attestiert.
Kampl überzeugte die Jury mit ihrer „Am Schauplatz“-Reportage „Woher kommt der Hass?“. Der Beitrag sei eine „vielschichtige und sensible Aufbereitung des hochaktuellen Themas ‚Hass im Netz‘ anhand des Falls der verstorbenen Ärztin Lisa-Maria Kellermayr“.
Vielfach ausgezeichnete Journalistin
Der Ehrenpreis für ihr Lebenswerk ist nicht die erste Auszeichnung für Rohrer, die laut Aussendung „seit den 1970er Jahren zu den profiliertesten Kommentatorinnen des politischen Zeitgeschehens“ zähle. Die 79-jährige promovierte Historikerin erhielt in ihrer Laufbahn u. a. den renommierten Kurt-Vorhofer-Preis und die Medienlöwin für ihr Lebenswerk. In der Kategorie Kolumnen wurde sie mehrfach zur „Journalistin des Jahres“ gekürt.
Die Verleihung der diesjährigen Concordia-Preise findet am 13. Mai im Parlament statt. Laudatoren sind Tanja Paar, Ingrid Brodnig und Florian Asamer.
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            IFPI: Hubert von Goisern wird für Lebenswerk geehrt[image: ]
         
      

   









   
      
         
            Wiener Symphoniker feiern 125-Jahr-Jubiläum[image: ]
         
      

   








   
      
         
            Deutscher Buchpreis: 180 Romane eingereicht
         
      

      
         
         
            180 Romane gehen in das Rennen für den diesjährigen Deutschen Buchpreis. 106 Verlage aus Deutschland, Österreich und der Schweiz haben Romane bei der Jury eingereicht, wie der Börsenverein des Deutschen Buchhandels heute in Frankfurt berichtete.
Von den eingereichten Titeln stammen 91 aus dem aktuellen Frühjahrsprogramm, 76 weitere kommen erst im Herbst auf den Markt. 13 Titel sind bereits im vergangenen Herbst erschienen. Die renommierte Auszeichnung wird in diesem Jahr zum 20. Mal verliehen.
Jeder Verlag konnte maximal zwei Titel einreichen, die zwischen Oktober 2023 und dem 17. September 2024 erschienen sind oder erscheinen. Ergänzend können bis zu fünf weitere Titel empfohlen werden – aus dieser Liste kann die Jury Titel für den Auswahlprozess anfordern.
Longlist am 20. August, Shortlist am 17. September
Bei ihrer ersten gemeinsamen Jurysitzung wählten die Jurymitglieder Natascha Freundel vom rbb zu ihrer Sprecherin. Der Jury gehören sechs weitere Mitglieder an. Sie entscheidet über den Roman des Jahres in einem mehrstufigen Auswahlverfahren.
Am 20. August 2024 gibt sie die 20 nominierten Titel bekannt. Aus dieser Longlist wählen die Juroren sechs Titel für die Shortlist, die am 17. September 2024 veröffentlicht wird. Erst am Abend der Preisverleihung, am 14. Oktober 2024, erfahren die sechs Autorinnen und Autoren, wer gewonnen hat.
Der Deutsche Buchpreis gilt als eine der wichtigsten Auszeichnungen der Branche und wird seit 2005 verliehen. Der Preis ist mit insgesamt 37.500 Euro dotiert: Der Sieger bzw. die Siegerin erhält 25.000 Euro, die übrigen Autorinnen und Autoren der Shortlist jeweils 2.500 Euro.
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            Sonnenfinsternis hielt Millionen in Bann
         
      

   









   
      
         
            Neophyten-Check im eigenen Garten[image: ]
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            OÖ: Rätsel um Geheimstollen in Berg gelöst[image: ]
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